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Das Genoſſenſchaftsvermögen in den Gemeinden *). 


Hiemit bringen wir eine Angelegenheit von wirthſchaftlicher Bedeu⸗ 
tung zur näheren Erörterung, welche den ſteiermärkiſchen Landesausſchuß 
häufig beſchäftigt und zu Entſcheidungen drängt, für welche ihm das 
Gemeindegeſetz eigentlich keine Anhaltspunkte an die Hand gegeben hat. 

Bekanntlich hat das Gemeindegeſetz von 1864 nur die dermalige 
politiſche Gemeinde (Ortsgemeinde) und nur das Ortsgemeinde-Vermögen 
zum Gegenſtande. 

Nun beſtehen aber in ſehr vielen Gemeinden des Landes ganze 
Claſſen oder einzelne Glieder der Gemeinde, welche weder mit der Orts⸗ 
gemeinde noch mit der Cataſtralgemeinde coincidiren, ſür ſich ein eigenes 
Vermögen beſitzen und dieſes abſeits der Ortsgemeinde durch eigene ſelbſt⸗ 
gewählte Organe, — in den Städten und Märkten Ausſchüſſe, — in 
den Landgemeinden turnusweiſe durch einen oder den anderen der Be⸗ 
rechtigten (Dorſrichter), und durch die Jahresverſammlung der Letzteren, 
welche die Jahresrechnung genehmigt, von jeher verwalteten und annoch 
verwalten und zwar nach beſtimmten Grundſätzen, welche wie z. B. in 
der Stadtgemeinde Leoben in ein eigenes, ſchriftliches, ſtaatlicherſeits ge⸗ 
nehmigtes Statut niedergelegt find, ſonſt aber meiſt auf Tradition beruhen. 

So haben in manchen Gemeinden blos die Bauern mit Ausſchluß 
der Keuſchler den Beſitz und Genuß gewiſſer Grundftücke, — in anderen 
die Beſitzer gewiſſer Häuſer ein eigenes Vermögen oder beſondere Rechte. 

Schon das Gemeindegeſetz von 1849 (§ 26) hat gleich wie jenes 
von 1864 (§ 11) die Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte ganzer Claſſen 
oder einzelner Glieder der Gemeinde ungeändert gelaſſen und die mit 
der Minifterialverordnung vom 11. December 1850 erlaſſene Inſtruc⸗ 
tion zur Verwaltung des Gemeindevermögens, erklärte ausdrücklich, 
daß die ſolchen Corporationen gehörigen Sachen und Rechte zum Ge⸗ 
meindeeigenthume nicht gerechnet werden können. 


*) Von Michael Herman, Mitglied des ſteiermärk. Landesausſchuſſes. 
Nachdruck aus dem „Grazer Volksblatt“. Die Red. 


Die Entſtehung, Ausbildung und Umbildung der Beſitz⸗ und 
Nutzungsverhältniſſe abſichtlich der erwähnten Vermögenſchaſten greiſt weit 
in die Vorzeit zurück. 

Nur ſelten geben diesfalls Urkunden Aufſchluß; im Allgemeinen 
wird man ſich mit jenen Anhaltspunkten begnügen müſſen, welche fac⸗ 
tiſcher Beſtand, Tradition und Geſchichte an die Hand geben. 

Werthvolle, auf eingehende Erhebungen und literariſche Hilfsmittel 
geſtützte Andeutungen enthält diesfalls der Bericht des niederöſterreichiſchen 
Landesausſchuß⸗Referenten Dr. Kopp vom 21. September 1878, „be⸗ 
treffend die Regelung der Beſitz- und Nutzungsverhältniſſe des Gemeinde⸗ 
eigenthumes.“ 

Darnach geſtalteten ſich dieſe Verhältniſſe im Detail verſchieden, 
im Weſentlichen jedoch in faſt allen europäiſchen Ländern gleich. 

Die Seßhaftwerdung begann mit dem gemeinſchaftlichen Erwerbe 
von Geſammteigenthum (Dorfmark), im Wege der Occupation oder 
der Ueberkommung ſeitens einer Anzahl von Perſonen. 

Die Geſammtheit wies dem Einzelnen einen Theil der Dorf- 
mark, der mit der Zeit ſein wirkliches Sondereigenthum wurde, zur 
individuellen Benützung zu; der nicht vertheilte Reſt blieb reines 
Geſammteigenthum und wurde von der Gefammtheit benützt. 

Jeder Dorfmarkgenoſſe konnte aus dem gemeinſamen Walde nach 
Bedarf Holz nehmen, auf die gemeinſame Weide ſein Vieh auftreiben ꝛc. 

Die ungetheilte Mark wurde von den Einzelnen kraft ihres 
Miteigenthumsrechtes benützt und dieſe Benützung, „Gemeindenutzen“ 
genannt, wurde nur aus volkswirthſchaftlichen Gründen von der 
Geſammtheit geregelt. 

Solche Anſiedler bildeten daher eine auf gemeinſamen Befik 
getheilter und ungetheilter Grundſtücke beruhende Wirthsgenoſſenſchaft, 
welche keine juriſtiſche Perſon war, als welche eine ſolche ein Eigen— 
thum neben dem Sondereigenthum der Einzelnen beſitzt und daher 
von der heutigen Gemeinde wohl zu unterſcheiden iſt. 

Die Einzelnen waren eben Miteigenthümer der Dorfmark mit 
wirthſchaftsgenoſſenſchaftlichen Einrichtungen. 

Zu den erſten Anſiedlern kamen — ſelbſtverſtändlich nur mit 
Zuſtimmung der Genoſſen — andere hinzu, welchen gegen Einkaufs⸗ 
geld, das von der heutigen Gebühr für die Aufnahme in den Heimats⸗ 
verband völlig verſchieden iſt, ein Stück der ungetheilten Mark zur 
Cultivirung und damit das Miteigenthum an der noch ungetheilten 
Mark zugewieſen wurde. 

Die Geſammtheit der Genoſſen, da ſie ohne Organiſation nicht 
beſtehen konnte, gab ſich eine Verfaſſung und ſetzte Vorſtehungen ein. 

Zunächſt war für Wege, Brücken und Stege zu ſorgen. An den 
Grundherrn war der Grundzins, an den Landesherrn die Blut⸗ und 
Geldſteuer zu entrichten. Kirche und Schule, die Armenpflege und die 
Verwaltung der Genoſſenſchaft brachten Anforderungen mit ſich. 

Alle dieſe Bedürfniſſe wurden zunächſt aus dem Erträgniſſe 
der ungetheilten Mark und weiters durch die beitragenden Genoſſen 
in der Regel mittelſt Naturalleiſtung gedeckt. 
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Vielfach wurden beſtimmte Gründe der ungetheilten Feldmark zu | und Boden nicht mehr zu Recht beſtehende ſogenannte Hutweiden— 
beſtimmten Zwecken (Richterwieſe, Pfarrerwald, Stierwieſe) gewidmet patent vom 30. Oetober 1771 geſchehen. 


und wurde dadurch der Grund gelegt zur Theilung der Feldmark in Abſichtlich der Waldungen enthält das Forſtgeſetz vom 3. De⸗ 
Gründe, welche der Benützung aller Genoſſen, und in ſolche, welche cember 1852 mehrere Einſchränkungen des freien Verfügungsrechtes. 
im Intereſſe aller Genoſſen beſtimmten Zwecken gewidmet waren. In Abſicht auf Städte und Märkte normirt das Hoffanzleidecret 


Was die Benennung dieſer Genoſſen, deren Anzahl oft eine vom 21. Mai 1816 die Art der Verwaltung des ſogenannten 
überraſchende Beſtändigkeit zeigt, betrifft, jo iſt am verbreitetſten der civiſchen oder Kammervermögens, ſowie die Zeit und Art der Rechnungs— 
Name „Bürger“ in Abſicht auf Städte und Märkte, und „Bauern“ legung hierüber. 


in Abſicht auf Landgemeinden und der Name „Gemeinde“ — „Nach⸗ Im Beſitze und Geuuſſe des „civiſchen“ Vermögens iſt überall 
barſchaft“ für das Ganze. die ſogenannte Bürgerſchaft (Beſitzer beſtimmter Häuſer). 
Neben den Genoſſen gab es noch manche Leute in der Gemeinde: Der Stadt- beziehungsweiſe Marktrichter wies die Ausgaben an 


Familienglieder, Knechte, Mägde der Genoſſen nur der Befitzer des und holte bei größeren Poſten die Paſſirung der Schutzherrſchaft ein. 
Hauſes war Genoſſe), ſolche Bauern die ſich ihres Beſitzes entledigt Der Kämmerer führte die Caſſe unter Gegenſperre, legte die Rechnung 
hatten, fremde Anſiedler, die kein Bauerngut, ſondern nur ein Stück im verſammelten Rathe vor und hierauf gelangte ſie theils unmittelbar, 
Grundes von der ungetheilten Mark oder von einem Bauern erwarben theils durch die Schutzherrſchaft an das Kreisamt zur Adjuſtirung, 
und darauf ein Haus erbauten, wie z. B. Dorfhandwerker, ferner | wogegen die Gemeinderechnung, d i die Rechnung der Cataſtral⸗ 
Wirthe, Kaufleute, Fabricanten, Beamte, Advocaten u. |. w. oder politiſchen Gemeinde, in welcher obige Bürgerſchaft ſich befand, 

Für alle dieſe Perſonen gab es verſchiedene Namen, wie: von dem eigenen Gemeinderichter unter Theilnahme der Ausichuß- 
„Hinterſaſſen, Häusler, Kleinhäusler“ u. ſ. w. und wenn fie feinen | männer geführt und der Bezirksobrigkeit zur Adjuſtirung vorgelegt wurde. 
Beſitz hatten: „Juwohner oder Innleute“. Viele dergleichen Bürgerſchaften hatten von ihrer Herrſchaft 

Alle dieſe Perſonen ſtanden außerhalb der Genoſſenſchaſt, hatten einen Theil des Burgfrie dens, nämlich jurisdictionelle Rechte (das 
kein Miteigenthum an der freien Mark, keinen Antheil am Gemeinde- Gericht über niedere Straffälle und die Polizeigewalt), ſpäter auch 


regiment. die Civiljurisdiction, gegen Entrichtung eines Beftand- oder Gerichts⸗ 
Die Genoſſenſchaft gewährte denſelben Schutz und gegen eine geldes überkommen und ſelbe durch ihren Stadt- beziehungsweiſe 
gewiſſe Gebühr Mitbenützung von Wald und Weide. Marktrichter und Rath gegen den Bezug gewiſſer Gefälle ausgeübt. 
Die Genoſſen repräſentirten den Beſitz in der Gemeinde und Alle jurisdictionellen und ſonſtigen Auslagen und Einnahmen 
waren daher vorzüglich ſie die Träger der Gemeindelaſten. wurden durch die Kammercaſſe vermittelt. 
In manchen Gemeinden ſteht auch den Kleinhäuslern und zwar Die Cataſtral⸗ oder politische Gemeinde machte weder auf die 


den alten mit Hausnummern genau bezeichneten ein gewiſſes von den Kammercaſſe noch auf die Verwaltung des Kammervermögens einen 
nachgebenden Bauern ihnen auf Andringen concedirtes Nutzungsrecht Anſpruch. 
zu, ſo daß wieder au den Beſitz gewiſſer Häuſer gewiſſe Rechte Ihren Juhalt erhielt die gegenwärtige Ortsgemeinde zunächſt 
geknüpft ſind. durch das Gemeindegeſetz vom 17. März 1849. Darnach verſteht 
Als der Staat auſing, ſich mit den Gemeinden zu beſchäftigen, man unter der Ortsgemeinde die als ſelbſtändiges Ganzes vermeſſene 
geſchah dies vorerſt zu militäriſchen und fiscaliſchen Zwecken. Cataſtralgemeinde. 
Zu dem Ende ſchuf er vorerſt die Conſcriptions-, ſohin die Einzelne Cataſtralgemeinden können freiwillig oder durch das 
Cataſtral⸗ und Steuergemeinde, deren territorialer Umfang in den Geſetz zu einer Ortsgemeinde vereinigt werden. Die Gemeinde⸗ 


meiſten Fällen ſich an die Grenzen der alten Dorfmark hielt. angelegenheiten werden durch einen Ausſchuß verwaltet. Gemeindeglieder 
In vielen Fällen wurden aber mehrere Dorfmarken zu einer und wahlberechtigt ſind alle, welche von ihrem Realbeſitze, Gewerbe 
Cataſtralgemeinde zuſammengezogen. — Selbe heißen jetzt einfach und Einkommen in der Gemeinde eine directe Steuer zahlen, ſowie 
„Ortſchaften“, beſtehen iummer nur aus wenigen Bauernwirthſchaften, ohne Rückſicht auf eine Steuerzahlung die ſogenannten Honoratioren: 
deren Beſitzer die ungetheilte Mark ſelbſt verwalten. Geiſtliche, Beamte, Militärs, Advocaten, Notare, Lehrer ꝛc. dc. 
Die Cataſtralgemeinde wurde aber auch als unterſte politiſche Die Laſten ſollen von allen nach den Steuergulden getragen 
Einheit verwendet. werden. 


Dabei bleiben die privatrechtlichen Verhältniſſe überhaupt und 
insbeſondere die Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte ganzer Claſſen oder 
einzelner Glieder der Gemeinde ungeändert. (§ 26.) 


Grundſtücke, welche nicht Eigenthum Einzelner waren, wurden 
im Cataſter, ja ſelbſt im Grundbuche der „Gemeinde“ zugeſchrieben, 
wogegen Niemand Einſprache erhob, da ja die Genoſſenſchaft zugleich 


Gemeinde war. Seitdem hat der politiſche Unterſchied zwiſchen Bauern, Bürgern 
Selbſt unter dem Beſtande der neueren Gemeindegeſetze geſchah einer- und Kleinhäuslern und Innleuten andererſeits völlig aufgehört. 

es, daß Gemeindevertretungen aus Genoſſen zuſammengeſetzt, Genoſſen⸗ Das Wahlrecht ſteht auch den Kleinhäuslern und Innleuten zu, 

ſchaftsgründe als Gemeindeeigenthum in das Grundbuch eintragen das Gemeinderegiment kann vollſtändig in ihre Hände gelangen. 

oder Genoſſenſchaftsgründe für die Schulden der Gemeinde ver— Der Name iſt derſelbe geblieben, die Sache, der Begriff aber 

pfänden ließen. haben ſich völlig geändert. 


Nach dem Hofkanzleidecrete vom 8. September 1814 gebührt Die ihres öffentlichen Charakters entkleidete alte Gemeinde 
die Verwaltung des Gemeindevermögens der Herrſchaft und der (Genoſſenſchaft) iſt in den Hintergrund gedrängt und au ihrer Stelle 
Gemeindevorſtehung. Die Gemeinde kann letzterer einen Ausſchuß an erſcheint die moderne Gemeinde mit vielfach anderen Rechtsſubjecten 
die Seite geben. und anderen Anſprüchen. 

Das Gemeindevermögen iſt von den Domänien mit Beiziehung Die „Gemeinde“ erſcheint in den Urkunden als Eigenthümerin, 
des Gemeindevorſtehers zu imventarifiven. Die Gemeindeverwaltung thatſächlich aber find nur die Beſitzer gewiſſer Häuſer im Beſitze und 
ift zur Beſtreitung der präliminirten Ausgaben berechtigt. Zu höheren Genuſſe gewiſſer Grundſtücke und Rechte. 

Ausgaben, ſowie zu Umlagen⸗Einhebungen iſt die Bewilligung der Ein Recht, deſſen Titel und Urſprung in Vergeſſenheit gerathen, 
Herrſchaſt (Bezirksobrigkeit), beziehungsweiſe des Kreisamtes, einzuholen. deſſen Grenzen unſicher, mußte Manchem verdächtig erſcheinen und die 
Die Jahresrechnung iſt der Herrſchaft zur Beſtätigung und Amts⸗ Anſechtung hervorrufen. 


handlung zu übergeben. | Der Streit begann auch, anfangs nur vereinzelt und währt 
Nach dieſen Grundsätzen wurde das Vermögen der politiſchen bereits an hundert Jahre, ohne zur Ruhe zu gelangen. a 
Gemeinden verwaltet. Mit dem Wegfalle ihrer politiſchen Vorrechte halten ſich die 


Auch in Abſicht auf das Genoſſenſchaftsvermögen konnte der Genoſſenſchaften auch ihrer beſonderen Laſten entbunden und zu nichts 
Staat nicht umhin, ſelbes ſeiner Controle zu unterwerfen, was mehr verpflichtet, als was ſie nach Maß ihrer Steuerleiſtung trifft. 
abſichtlich der Hutweiden durch das übrigens in ſeinen Beſtimmungen Die anderen Perſonen finden dies in der Ordnung, verlangen 
bezüglich der Vertheilung durch die Aufhebung des Unterthansverbandes, dagegen aber die Reſpectirung auch der anderen Beſtimmung der 
ſowie durch die mittlerweile eingetretene freie Theilbarkeit von Grund Gemeindeordnung, wornach zunächſt die Erträgniſſe des Gemeinde⸗ 


vermögens, wozu auch das Genoſſenſchaftsvermögen gerechnet wird, zur 
Beſtreitung der Gemeindeauslagen zu verwenden ſind. 
In manchen Fällen wird unterſchieden zwiſchen den alten Laſten 


und den neuen, und unterziehen ſich die Genoſſen der Erhaltung der 


Wege und Stege und allenfalls auch der Verſorgung der Armen, alle 
anderen Laſten nur nach dem Steuergulden übernehmend. 

Während die Laſten der Gemeinde enorm geſtiegen, iſt das 
Genoſſenſchaftsvermögen oft ſehr zuſammengeſchmolzen und hat oft 
der Nichtgenoſſe aus ſeinem Geſchäfte ein größeres Einkommen, als 
der Genoffe aus feiner Wirthſchaft. 

Sollen nun die Genoffen alle Gemeindelaſten allein tragen? — 
Wenn nicht, welche derſelben? 

Andererſeits iſt nicht zu überſehen, daß die Kleinhäusler im 
Allgemeinen auch vordem zu den Auslagen für Wege und Stege, 
für Kirche, Schule und Armen concurriren mußten und daß bei dem 
Umſtande, als die Genoſſen auch dermalen nach Maß ihres gemeinſamen 
und geſonderten Beſitzes, beziehungsweiſe nach Maß der Steuerleiſtung 
hievon an den Gemeindelaſten participiren, das Drückende für die 
Kleinhäusler nicht ſo ſehr in den geänderten Verhältniffen, als viel⸗ 
mehr in der geſteigerten Höhe der Gemeindebedürſniſſe gelegen, und 
daß ſelbe für ihre theilweiſe Mehrbelaſtung in den erlangten politiſchen 
Rechten ihre theilweiſe Entſchädigung finden. 

In ſpeciellen Fällen ſuchte der Landesausſchuß das bezügliche 
Recht der Gemeinde dadurch zu wahren, daß er dieſe anwies, die 
auf dem Genoſſenſchaftsvermögen zu Gunſten der Gemeinde allenfalls 
haftenden Widmungen für dieſe wahrzunehmen und zu wahren und 
das Recht auf ſolche Widmungen in das Gemeindeinventar auf⸗ 
zunehmen. 

Inſoſerne der Streit gerichtlich und zwiſchen den Kleinhäuslern 
und Genoſſen geführt worden, die Gemeinde daher keinen Streittheil 
bildete, kam der Landesausſchuß nicht in die Lage, für die Gemeinde 
einen Vertreter zu beſtellen. 

Am häufigſten iſt es aber der adminiſtrative Weg, der von den 
Kleinhäuslern angeblich ſür die Gemeinde betreten wird. Von der 
Vorausſetzung ausgehend, daß das Genoſſenſchaftsvermögen ein Gemeinde⸗ 
vermögen, wird das Begehren geſtellt, daß ſelbes in das Gemeinde— 
inventar aufgenommen und in die Verwaltung der Gemeinde über⸗ 
geben werde. 

Wo der Landesausſchuß in dieſem Sinne reſolvirte, blieben 
ſeine Entſcheidungen meiſtens unbefolgt und ſelber machte es ſich 
endlich zum Grundſatze, die diesfälligen Anſprüche der Kleinhäusler 
auf den Civilrechtsweg zu verweiſen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Uebertretung des Art. XII des Reichsgeſetzes vom 23. Juli 

1871, N. G. Bl. Nr. 16, über die neue Maße und Gewichts: 

ordnung iſt nach der Miniſterialverordnung vom 30. September 
1857, N. G. Bl. Nr. 198, zu ahnden. 


. Der Realitätenbeſitzer D. C. wurde von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in M. wegen Uebertretung des Art. XII der Maß- und Gewichts⸗ 


ordnung durch Verwendung von nicht zimentirten Fäſſern zu einer Geld⸗ 


ſtrafe von 5 fl. eventuell 24 Stunden Arreſt verurtheilt und wurden 
zwei Halbſtartinfäſſer für verfallen erklärt. 

Der Genannte brachte ein Nachſichtsgeſuch ein, welches die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft befürwortete. 

Die Statthalterei in G. hat bei dem Miniſterium des Innern 
den Antrag auf Nachſicht des Verfalles der zwei Fäſſer geſtellt und ſich 
principiell hinſichtlich der Beſtrafung der Uebertretung des Art. XII in 
ähnlicher Weiſe ausgeſprochen, wie dieſe Frage in der Zeitſchrift für 
Verwaltung Nr. 30 ex 1879 erörtert erſcheint. 

Das Miniſterium des Innern hat jedoch unterm 9. November 
1879, 3. 12.098, einvernehmlich mit dem Handelsminiſterium das 
Gnadengeſuch des D. C. der Statthalterei mit der Aufforderung zurück⸗ 


geſtellt, wegen Modifieirung des von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 


in M. unterm 5. April 1879, 3. 44, auf Grund des Art. VI des 
Geſetzes vom 16. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1872, ver⸗ 
hängten Straferkenntniſſes, beziehungsweiſe wegen Auſhebung des in 
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zur Zeit dieſer Eheſchließung Leopold G. moſaiſcher Religion, 


R. G. Bl. Nr. 51, 


denſelben ausgeſprochenen Verfalles von zwei Halbſtartinfäfſern ſelbſt 
das entſprechende Amt zu handeln, wobei der Statthalterei bekannt 
gegeben wurde, daß fih das Miniſterium des Innern mit dem Handels⸗ 
miniſterium in der Anſicht geeinigt hat, daß, nachdem die in dem 
Geſetzesartikel VI normirte Strafſanction ſich lediglich auf Maße, 
Gewichte und Meßapparate bezieht und der Art. XII daſelbſt nicht 
berufen erſcheint, die Uebertretung dieſes Artikels mit einer auf Grund 
der Miniſterialverordnung vom 3. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198, zu verhängenden Strafe zu ahnden ſei. Re 


Nicht blos die Ehen zweier Confeſſionsloſen, ſondern auch ſolche 

Ehen find trennbar, wo eine confeſſionsloſe Perſon ſich mit Je⸗ 

mandem verheiratet, der einem die Trennung geſtattenden Religions⸗ 
bekenntniſſe angehört. 


Die Klage des Leopold G. de praes 24. April 1879, 
3. 29.435, mit welcher er die Trennung feiner laut Eheſche ines des 
Wiener Magiſtrates vom 11. December 1876, von dieſer Behörde 
am 18. September 1876 mit Hedwig T. geſchloſſenen Ehe anſtrebte, 
hat das k. k. Landesgericht in Wien mit Beſcheid vom 16. Mai 1879, 
3. 29.435, als unzuläſſig zurückgewieſen, und zwar in Erwägung, als 
ſeine 
Braut Hedwig T. confeſſionslos war, und daher die obige Eheſchließung 
nicht nach dem Geſetze vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, 
über die Ehen von Perſonen, welche keiner geſetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgeſellſchaft angehören, ſondern nach dem Geſetze vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, Art. II, über die Nothcivilehe 
erfolgte, als daher die Trennbarkeit dieſer Ehe nicht nach $ 2 des 
Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, beziehungsweiſe 
§ 115 a. b. G. B., ſondern nach Art. II, 8 10 des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, und beziehungsweiſe nach den 
Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches überhaupt zu 
beurtheilen kommt; als ferner dieſe Beſtimmungen wie die SS 111, 
116, 136 a. b. G. B. zeigen, auf das Religionsbekenntniß der Ehe⸗ 
gatten zur Zeit der Eheſchließung zurückſehen, und hienach die Frage 
über die Trennbarkeit der Ehe entſcheiden; als unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung im vorliegenden Falle eine Trennung nach $ 115 a. b. G. B. 
nicht ſtattfinden kann, weil nicht beide Ehegatten zur Zeit der Ehe— 
ſchließung katholiſch waren und ebenſowenig eine Trennung im Sinne 
der §8§ 133 bis 135 a. b. G. B. ſtatthaft ſcheint, weil nicht beide 
Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung dem moſaiſchen Religionsbekennt⸗ 
niſſe angehört haben, und es ſich ſomit nicht um eine Judenehe handelt; 
und als ſchließlich die im 8 7 vorgeſehene Analogie wegen Mangels 
der Gleichheit des Grundes und Aehnlichkeit des Falles nicht platz⸗ 
greifen kann. 

Dem Recurſe des Leopold G. hat das k. k. Oberlandesgericht 


in Wien mit Verordnung vom 12. Auguſt 1879, Z. 12.567, keine 


Folge gegeben und den angefochtenen Beſcheid aus deſſen Gründen 
und in der Erwägung beſtätigt, daß, nachdem im vorliegenden Falle 
der Gatte einer beſtimmten Confeſſion, nämlich der jüdiſchen, angehört 
und nur die Gattin confeſſionslos iſt, das Geſetz vom 9. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 51, über die Ehe von Perſonen, welcher keiner 
geſetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft angehören, 
keine Anwendung finden kann und der Motivenbericht der vereinigten 
judiciellen und politiſchen Commiſſion des Herrenhauſes, deſſen 
Intentionen in dem obigen Geſetze ihren Ausdruck nicht gefunden 
haben, ganz unentſcheidend iſt. 

In dem von Leopold G. gegen die oberlandesgerichtliche Ver⸗ 
ordnung angebrachten außerordentlichen Reviſionsrecurſe wird die 
Anſicht beſtritten, als habe das Geſetz vom 9. April 1870, 
nur Anwendung in Fällen, wo beide Eheleute 
confeſſionslos ſind, und wird ſich dagegen auf Wortlaut und Geiſt 
des Geſetzes berufen. Was insbeſondere den § 2 dieſes Geſetzes betrifft, 
ſo laute der Motivenbericht der judiciellen und politiſchen Commiſſion 
des Herrenhauſes dahin: „Es ſollte auf der einen Seite die Trennbar⸗ 
keit von Ehen ſolcher Perſonen untereinander und mit Angehörigen 
nicht katholiſcher Confeſſion für zuläſſig erklärt, andererſeits aber die 
ungeſchmälerte Geltung des $ 111 a. b. G. B., wonach Ehen nicht 
getrennt werden können, wenn auch nur ein Theil zur Zeit der 
Eheſchließung katholiſch war, in klarer Weife ausgeſprochen werden. 
Aus dieſer Intention iſt die vorgeſchlagene Faſſung des 8 2 hervor⸗ 
gegangen“. Daraus ergibt ſich, daß das citirte Geſetz auch für den 


Fall geſorgt hat, wenn eine confeſſionsloſe Perſon mit einem Nicht: 
katholiken eine Ehe geſchloſſen hat und daß alſo auch eine zwiſchen 
einem Juden und einer confeſſionsloſen Perſon geſchloſfene Ehe trenn⸗ 
bar iſt, weil das Geſetz ſowohl den Juden als auch den Confeſſions⸗ 
loſen die Ehetrennung geſtattet. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat auch mit Entſcheidung vom 
30. September 1879, Z. 10.870, dieſem außerordentlichen Reviſions⸗ 
recurſe ſtattgegeben, die angefochtenen unterrichterlichen Entſcheidungen 
aufzuheben und zu verordnen befunden, das k. k. Landesgericht in 
Wien habe über die von Leopold G. am 24. April 1879, Z. 29.435, 
angebrachte Klage auf Trennung ſeiner am 18. September 1876 mit 
Hedwig G., geborenen T., vor der weltlichen Behörde geſchloſſenen 
Ehe, mit Beſeitigung des gebrauchten Abweiſungsgrundes, das geſetzlich 
vorgeſchriebene Verfahren einzuleiten und ſohin hierüber mit der Ent⸗ 
ſcheidung vorzugehen; denn ſowohl aus dem Wortlaute als aus dem 
Geiſte des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, iſt zu 
entnehmen, daß die Beſtimmungen desſelben über die Trennbarkeit der 
Ehen nicht blos in jenen Fällen, wo beide Ehetheile confeſſionslos ſind, 
ſondern auch dann in Anwendung zu kommen haben, wenn eine cott- 
feſſionsloſe Perſon mit einem Angehörigen einer geſetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgeſellſchaft die Ehe geſchloſſen hat; und da im 
vorliegenden Falle die zwiſchen Leopold G. als einem Iſraeliten und 
der Hedwig G. als einer confeſſionsloſen Perſon geſchloſſene Ehe für 
beide Theile, für Erſteren nach 8 133 a. b. G. B., für Letztere, 
welche nach $ 2 des Geſetzes vom 9. April 1870 den nichtkatholiſchen 
chriſtlichen Religionsverwandten gleichzuhalten iſt, nach $ 215 a. b. G. B., 
trennbar iſt, ſo iſt kein Grund vorhanden, das Begehren um Trennung 
diefer Ehe ohneweiters als unzuläſſig zurückzuweiſen, weshalb die dies⸗ 
fälligen untergerichtlichen Entſcheidungen, als dem Geſetze nicht ent⸗ 
ſprechend, nach dem Hof decrete vom 15. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, aufgehoben werden mußten. Jur. Bl. 


Geſetze und Perordnungen. 


1879. III. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
XXXIV. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. 

93. Geſetz vom 11. Juni 1879, womit für die im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder die Beiſtellung der während des Friedenszuſtandes von 
dem ſtehenden Heere, der Kriegsmarine und der Landwehr benöthigten Unter⸗ 
künfte und Nebenerforderniſſe geregelt wird. 

XXXV. Stück. Ausgeg. am 2. Juli. 

94. Verordnung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 1. Juli 1879, zur Durchführung des Geſetzes vom 11. Juli 
1879 (R. G. Bl. Nr. 93), womit für die im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder die Beiſtellung der während des Friedenszuſtandes von dem 
ſtehenden Heere, der Kriegsmarine und der Landwehr benöthigten Unterkünfte 
und Nebenerforderniſſe geregelt wird. 

95. Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des 
Finanzminiſteriums vom 1. Juli 1879, womit der auf Grund des $ 30 des 
Einquartierungsgeſetzes (R. G. Bl. Nr. 93) feſtgeſetzte Zinstarif und die Ein⸗ 
reihung der Gemeinden in die zehn Zinsclaſſen dieſes Tarifes verlautbart werden. 

XXXVI. Stück. Ausgeg. am 2. Juli. 

96. Geſetz vom 5. Juni 1879, betreffend die Gewährung eines Darlehens 
aus Staatsmitteln an die Stadtgemeinde Teplitz behufs der Beſtreitung der 
Auslagen zur Wiedergewinnung, Hebung und Sicherung der dortigen Thermal⸗ 
quellen. 

97. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 14. Juni 1879, betreffend 
die Zuweiſung der Ortsgemeinde Lueinico zu dem Sprengel des ſtäd tiſch⸗dele⸗ 
girten Bezirksgerichtes Görz. 

98. Kundmachung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
21. Juni 1879, betreffend Errichtung eines Nebenzollamtes zugleich Hafen⸗ und 
Seeſanitäts⸗Agentie zu Spizza. 

99. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 27. Juni 1879, betreffend 
die Ermächtigung der königl. ungariſchen Nebenzollämter zu Klenak und Ra ca 
zur unbeſchränkten Austrittsbeſtätigung von Durchfuhrwaaren. 
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XXXVII. Stück. Ausgeg. am 23. Juli. 

100. Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 16. Juli 
1879, betreffend das im Einvernehmen mit den übrigen betheiligten Central⸗ 
ſtellen verfaßte Verzeichniß über die den anſpruchsberechtigten Unterofficieren im 
Sinne des Geſetzes vom 19. April 1872 vorbehaltenen Dienſtpoſten, dann der 
Beamtens⸗ und ſonſtigen Stellen, bezüglich deren den Anſpruchsberechtigten ein 
Vorzug eingeräumt iſt. 

XXXVIII. Stück. Ausgeg. am 2. Auguſt. 

101. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 7. Juli 1879, betreffend 
die Abänderung einiger conceſſionsmäßiger Tarifbeſtimmungen der k. k. priv. 
Erzherzog Albrecht⸗Bahn. 

102. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 23. Juli 1879, betreffend 
die Verwendung von Weintrebern zur ſteuerfreien Branntweinerzeugung. 

103. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 24. Juli 1879, betreffend 
die Behandlung der Anſäuerungsbottiche bei der Branntweinbeſteuerung nach 
dem Maiſchraume. 

104. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 26. Juli 1879, in Betreff 
der Ermächtigung des königl. ungariſchen Nebenzollamtes I. Claſſe zu Zavalje 
zur Austrittsbehandlung von Bier. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des gemeinſamen oberſten Rechnungs⸗ 
hoſes Leopold Ritter v. Wieſer den Titel und Charakter eines Sectionscheſs 
verliehen. 

Wie Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector 
in Budweis Johann Gerſtenberger anläßlich deſſen Penſionirung den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitäts⸗ 
referenten in Prag Med. Dr. Joſef Franz Hoſer anläßlich deſſen Penſionirung 
den Orden der eiſernen Krone dritter Elaſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Albert Spengler in Jungbunzlau und 
den Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern Auguſt Ritter v. Wotawa 
zu Statthaltereiräthen bei der Prager Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Lienz Fidel Ritter v. 
Ratz anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Deutſch⸗Brod Julius 
Sagaſſer eine Miniſterialſecretärsſtelle im Miniſterium des Innern verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtcontrolor Johann Baptiſt Fiſcher 
in 199 anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten des Miniſte⸗ 
riums für Landesvertheidigung Ludwig Bowitſch anläßlich deſſen Penſionirung 
taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Johann Wimmer in Liſſabon 
zum unbeſoldeten Generalconſul ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die in Chriſtiania verfügte Beſtallung des 
Handelsmannes H. H. Thaulow in Drontheim zum k. u. k. Conſularagenten 
genehmigt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzſecretär Barnabas 
Kerber zum Finanzrathe und den Finanzeommiſſär Johann Angerer zum 
Finanzſecretär der Salzburger Finanzdirection ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzminiſterial⸗Viceſecretär 
Viktor Caſati zum Finanzrathe für den directen Steuerdienſt in Wien ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Steuereinnehmer Dominik 
Füdler zum Hauptſteuereinnehmer für den Bereich der Finauz⸗Landesdirection 
in Brünn ernannt. 


Erledigungen. 
Zwei Officialsſtellen in der zehnten oder zwei Aſſiſtentenſtellen in der 
eilften Rangsclaſſe bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien, bis 15. De⸗ 
cember. (Amtsbl. Nr. 269.) 
Kanzleiofficialsſtelle im k. k. Verſatzamte in Wien mit 600 fl. Gehalt und 
240 fl. Quartiergeld jährlich, bis 29. December. (Amtsbl. Nr. 269.) 
Bezirksarztensſtelle bei den politiſchen Behörden in Dalmatien in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende December (Amtsbl. Nr. 269.) 
Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 271.) 
Bezirks⸗Thierarztensſtelle in Dalmatien mit dem Amtsſitze in Cattaro, 
bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 273.) 


F Hiezu als Beilage: Bogen 21 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 


ME Dieler Nummer liegt ein Proſpect der Buchhandlung 
Moritz Perles, I., Bauernmarkt 11, bei, den wir gefälliger Beachtung 
empfehlen. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


